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§ 1. Einleitung 

Seit jeher löst der Tod eines Gesellschafters oftmals keine Probleme, er 
schafft sie vielmehr erst. Das Spannungsverhältnis zwischen Gesellschafts-
recht und Erbrecht sorgt deshalb bereits seit Jahrzehnten für vertiefte Diskus-
sionen in Wissenschaft und Rechtsprechung. Hier ist es namentlich die Frage 
nach der Möglichkeit einer Testamentsvollstreckung an Gesellschaftsbeteili-
gungen, deren kontroverse Erörterung zunehmend an Tradition gewinnt. Die 
breite Flut an Veröffentlichungen zu diesem Themenkomplex ist kaum noch 
überschaubar und wird sich angesichts der zahlreichen, noch offenen Detail-
fragen und deren praktischer Relevanz auch schwerlich aufhalten lassen. Als 
Herausforderung für den Juristen erweisen sich dabei insbesondere die ver-
schiedensten, im Widerstreit stehenden Interessen, die es in Einklang zu brin-
gen gilt. 

So lassen sich auch in einem als Gesellschaft betriebenen Unternehmen Ge-
nerationenwechsel nicht vermeiden. Auf Seiten des Erblassers, zuweilen aber 
auch auf Seiten der verbliebenen Gesellschafter besteht dann zumeist der 
Wunsch nach einer kontinuierlichen Fortführung des Unternehmens. Häufig 
steht das Lebenswerk des Erblassers auf dem Spiel, und die mit Mühe geschaf-
fenen Vermögenswerte sollen nicht ohne Not zerschlagen werden. Sind Erben 
vorhanden und sollen sie in das Unternehmen eintreten, um dort verantwortli-
che Positionen zu übernehmen, wird von ihnen eine entsprechende Qualifika-
tion gefordert. Fehlt diese, bietet sich das erbrechtliche Institut der Testa-
mentsvollstreckung auf den ersten Blick als ideale Übergangslösung an. Deren 
Kehrseite ist freilich aus der Sicht des Erben die mit einer Testamentsvoll-
streckung regelmäßig einhergehende Bevormundung. Dieser Gesichtspunkt 
gewinnt besondere Bedeutung, wenn es Gesellschaftsbeteiligungen sind, die 
der Verwaltung eines Testamentsvollstreckers unterstellt werden sollen, denn 
der Erbe soll nach dem Willen des Erblassers von jeglicher unternehmerischer 
Entscheidungsgewalt ausgeschlossen werden, gleichwohl aber als Gesellschaf-
ter die unternehmerischen Risiken tragen. 

Desweiteren berührt die mit einer Testamentsvollstreckung einhergehende 
Fremdverwaltung der Gesellschaftsbeteiligung auch die Interessen der verblie-
benen Gesellschafter. Ihnen mag zwar an unternehmerischer Kontinuität gele-
gen sein, aber namentlich in Familiengesellschaften können sie gesellschafts-
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fremden Einflüssen durch einen Testamentsvollstrecker auch durchaus ableh-
nend gegenüber stehen. Zudem kann sich die Bindung des Testamentsvoll-
streckers an den Willen des Erblassers als unangenehme Begleiterscheinung 
erweisen, weil dessen Weisungen der Vergangenheit entspringen, unterneh-
merisches Denken aber zukunftsorientiert ist und ein hohes Maß an Dynamik 
und Flexibilität erfordert. In noch stärkerem Maße verdienen die Interessen 
des Rechtsverkehrs Beachtung. Hier wird nach Rechtssicherheit und nach 
funktionierenden Unternehmen verlangt, die in ihrer Handlungsfahigkeit nicht 
etwa durch die bloße Mitwirkung eines Testamentsvollstreckers beeinträchtigt 
werden dürfen. Insbesondere müssen die Gesellschaftsgläubiger darauf ver-
trauen können, daß die angeordnete Testamentsvollstreckung den Erben nicht 
aus der haftungsrechtlichen Verantwortung als Gesellschafter entläßt. 

Über alledem dürfen die Interessen des Testamentsvollstreckers nicht ver-
gessen werden. Er benötigt klare Verhaltensmaßstäbe, um eine effektive Ver-
waltung der Gesellschaftsbeteiligung gewähren zu können und sich mit seiner 
besonderen Verantwortlichkeit dem Erben gegenüber vertraut zu machen. In-
soweit sind seine gesetzlich geregelten Machtbefugnisse gesellschaftsrechtlich 
zu konkretisieren. Daneben ist für den Testamentsvollstrecker auch von Inter-
essse, inwieweit er selbst auf grund seiner Mitwirkungsbefugnisse in dem Un-
ternehmen persönlich in den Pflichtenkatalog eines Gesellschafters eingebun-
den werden kann. 

Aus diesem Geflecht verschiedenster Interessen ist ein harmonisierendes 
Miteinander zu schaffen, das dem Institut der Testamentsvollstreckung im Ge-
seIlschaftsrecht weitgehende Entfaltungsmöglichkeiten verschafft. Dabei soll 
mit der vorliegenden Abhandlung versucht werden, dem Problembereich 
schärfere Konturen zu verleihen, indem zwischen der gesellschaftsrechtlichen 
Zulässigkeit der Testamentsvollstreckung, deren Voraussetzungen und 
schließlich der Präzisierung der einzelnen Kompetenzen des Testamentsvoll-
streckers getrennt wird. Im Anschluß daran wird das Verhältnis des Testa-
mentsvollstreckers zum Handelsregister beleuchtet. Ferner soll der Frage 
nachgegangen weden, ob und gegebenenfalls unter welchen Voraussetzungen 
es dem Testamentsvollstrecker gestattet ist, sich für den Erben an der Grün-
dung einer Gesellschaft zu beteiligen oder einen Gesellschaftsanteil zu erwer-
ben. Zuletzt werden die anstelle einer Testamentsvollstreckung vorgeschlage-
nen Ersatzkonstruktionen behandelt. 



J. Teil 

Die Zulässigkeit der Testamentsvollstreckung 
im Gesellschaftsrecht 

§ 2. Die gesetzliche Rechtsmacht des Testamentsvollstreckers 

und ihre Grenzen im allgemeinen 

Wer zu Lebzeiten Verrnögenswerte geschaffen hat, möchte häufig auch 
über den Tod hinaus seinen Einfluß darauf nicht verlieren. Das Gesetz stellt 
hierzu in den §§ 2197 ff. BGB das erbrechtliche Institut der Testamentsvoll-
streckung zur Verfügung. So kann sich der Erblasser einer Person seines Ver-
trauens bedienen und ihn kraft letztwilliger Anordnung zum Testamentsvoll-
strecker ernennenl . Die Motive, die den Erblasser zur Anordnung einer Te-
stamentsvollstreckung veranlassen, sind letztlich unbeachtlich, können aber 
sehr vielfaltig sein. Das kann der Wunsch sein, die zweckmäßige Aufteilung 
seines Nachlasses unter den Erben zu sichern oder aber den Nachlaß als Ein-
heit zu erhalten, weil er in ihm sein Lebenswerk erblickt. Den Erblasser kann 
Fürsorge für seine Hinterbliebenen, aber auch schlichte Herrschsucht leiten. 

Hat sich der Erblasser für die Anordnung einer Testamentsvollstreckung 
entschieden, so bietet ihm das Gesetz verschiedene Gestaltungsmöglichkeiten. 
Regelmäßig liegt die Aufgabe des Testamentsvollstreckers in der Bewirkung 
der Auseinandersetzung unter den Miterben und sonstigen am Nachlaß Betei-
ligten. Die Testamentsvollstreckung ist dann Auseinandersetzungs- oder Ab-
wicklungsvollstreckung und dient dazu, mögliche Streitigkeiten unter den Be-
teiligten zu verhindern oder beizulegen. Der Erblasser kann die Testaments-
vollstreckung aber auch zum Zwecke der dauerhaften Verwaltung des Nach-

I In Betracht kommen insbesondere Rechtsanwälte und Notare, aber auch sonst sachkundige 
Personen. Der Erblasser kann auch eine juristische Person zum Testamentsvollstrecker ernennen, vgl. 
LangelKuchinke, Erbrecht, 3. Aufl., § 29 IV 3 a. S. 472. 


